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Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

 

die Landesregierung Sachsen-Anhalt ist zum 1. November 2022 der Kommunalen IT-UNION 

eG (KITU) beigetreten und begründete damit eine neue Form der strukturellen 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verwaltungsdigitalisierung mit den Kommunen des 

Landes. Neben Städten, Landkreisen, Zweckverbänden und Hochschulen zählt u. a. auch die 

KID Magdeburg GmbH zu den Mitgliedern der KITU.  

 

Mit Blick auf die bisherige und künftige Kooperation ergeben sich für mich die 

nachfolgenden Fragen: 

 

1. Ist davon auszugehen, dass das Land durch seine finanziellen Möglichkeiten eine 

dominierende Rolle in der KITU erlangt oder anstrebt? 

2. Ist bezugnehmend auf Frage 1 von einer Umgewichtung / Verlagerung des IT-Services 

auszugehen? Welche Konsequenzen hätte dies insbesondere für die 

Landeshauptstadt? Wie schätzt die Stadt dieses evtl. Risiko ein und was kann ggf. 

dagegen unternommen werden?  

3. Das Land stellt darüber hinaus auch erhebliche Finanzmittel zur Verfügung. Sofern das 

Land damit auch indirekt der KID Magdeburg GmbH Aufträge über mehrere Millionen 

jährlich erteilt, welche Auswirkungen hat dies auf die wirtschaftliche Situation und den 

beschlossenen Wirtschaftsplan? 

4. Sind bezugnehmend auf Frage 3 positive Effekte zu erwarten, die zu einer Abführung 

von Gewinnen in den Haushalt der Landeshauptstadt führen können? 

5. Wie schätzt die Stadt Magdeburg grundsätzlich die interkommunale Zusammenarbeit, 

die Arbeit der KID sowie die Kooperation mit dem Land zur zügigen Umsetzung von 

Digitalisierungsvorhaben der Verwaltung ein? 
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Ich bitte um eine ausführliche schriftliche Stellungnahme innerhalb der vorgegebenen Frist 

nach § 11 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Stadtrates der Landeshauptstadt Magdeburg. Ich 

bitte um kurze Benachrichtigung, wenn diese Frist nicht eingehalten werden kann. 

 

Carola Schumann   

Stadträtin der CDU/FDP Stadtratsfraktion 

 
 
 
 


